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Direkte DemokrDirekte DemokrDirekte DemokrDirekte Demokraaaatie?tie?tie?tie?    
Von Romeo Frey – Sprecher im Vorstand von AUF Witten 

Ende 2011 trat in NRW ein neues Gesetz in Kraft, das angeblich die Mitwirkung der Bür-
ger an Entscheidungen ihrer Kommune stärkt. Stolz verkündete Innenminister Jäger (SPD): 
„Aus Betroffenen werden Beteiligte“. Die Auseinandersetzung um die Stadtbücherei zeigt 
aber, was real dran ist an solchen Versprechungen. Zu Angelegenheiten des Kulturforums 
wird kein Bürgerentscheid zugelassen. Denn das Kulturforum ist schon seit 1.1. 2006 gemäß 
§ 114a der von der SPD-Landes-Regierung 1994 erlassenen Gemeindeordnung eine „Anstalt 
des öffentlichen Rechts“ mit eigener Satzung und Verwaltungsrat. 

 

Rechte ausgehebeltRechte ausgehebeltRechte ausgehebeltRechte ausgehebelt    

Die Satzung des Kulturforums wurde 
so gestaltet, dass der Rat keinen Ein-
fluss mehr auf Entscheidungen des Kul-
turforums hat und so auch die Mög-
lichkeit eines Bürgerentscheids aus-
geschaltet wurde. 

Alleiniges Sagen hat der Verwaltungs-
rat mit seinen unter Vorsitz der Bür-
germeisterin tagenden 15 Mitgliedern 
aus den Ratsfraktionen. 

Warum eigentlich schritt die Kom-
munalaufsicht damals nicht gegen 
diese Entrechtung von Rat und Bür-
gern ein? Sondern tritt erst jetzt auf den 
Plan, nachdem über 12.000 Wittener ihr 
Recht auf Bürgerentscheid einfor-
dern? Offenbar hat der Handlungsrah-
men der Kommunalaufsicht nicht die 
Stärkung der Bürgerrechte als Leitlinie, 
sondern genau das Gegenteil! 

DoppelcharakterDoppelcharakterDoppelcharakterDoppelcharakter    

Das ist kein Zufall, denn das Instru-
ment des Bürgerentscheids besitzt einen 
Doppelcharakter. 

Einerseits ist es ein demokratisches 
Recht, das wahrgenommen und ggf. 
auch verteidigt werden muss. Doch da-
zu muss es angewandt werden. 

Zum anderen ist es, wie wir jetzt erle-
ben, vor allem formelles Instrument zur 
Vortäuschung demokratischer Ent-
scheidungen. 

Für beides gibt es Beispiele:  

Als Betrugsmanöver bei der Ab-
stimmung über Stuttgart 21, weil die 
Bürge mit falschen Zahlen manipuliert 
wurden, wie sich nun zeigt. 

Als realer Erfolg aber auch die Ab-
schaffung der Studiengebühren in Bay-
ern. 

In Witten überwog bisher eher die 
Methode des Betrugs bzw. wurden 
Bürgerbegehren bzw. -entscheide mit 
formalen haushaltsrechtlichen Ein-
wänden niedergemacht.  

Die Liste ist lang: 

� Ende 90 wurde der „ Celestian“-Bau 
errichtet trotz rechtskräftigem Bürger-
entscheid gegen eine Bebauung des 
Rathausplatzes. 
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� 2002 wurde gegen den Willen von 
9.000 Unterzeichnern das Bürgerbegeh-
ren zum Erhalt des Stadtbades abge-
lehnt, weil ein zulässiger Finanzierungs-
vorschlag fehle. So zählt nur, was die 
Verwaltung gerade für machbar ansieht. 

� 2003 wurde genau so ein Bürgerbe-
gehren gegen die Schließung der 
Adolf-Reichwein-Realschule am 
Standort Annen abgeschmettert. 

� 2007 sammelte die Initiative für den 
Erhalt aller Grundschulen in einem 
Bürgerbegehren 13.000 Unterschriften 
für einen Bürgerentscheid über die 
Weiterführung der Grundschule 
Durchholz und griff damit auch er-
folgreich die Schulpolitik der SPD 
an. 

Mit einer hauchdünnen Mehrheit im 
Rat wurde den fiskalpolitischen Erwä-
gungen der Stadtspitze gefolgt und ein 
Bürgerentscheid abgelehnt. Die CDU, 
damals pro Bürgerinitiative, wollte ei-
ne Niederlage der SPD, aber keines-
wegs eine Änderung der Schulpolitik. 

AusverkaufpolitiAusverkaufpolitiAusverkaufpolitiAusverkaufpolitikkkk    

Mit der aktuellen Umverteilungspoli-
tik der kommunalen Gelder in Kreis, 
Land und Bund kann der städtische 
Haushalt nicht saniert werden. Der 
Verkauf der Stadtbücherei wäre nur ein 
weiterer Beitrag zur Finanzierung die-
ser Umverteilung. 

Ein solcher Verkauf ist perspektivlos, 

das wird von immer mehr Menschen 
so gesehen. Daraus erklärt sich meiner 
Meinung nach auch der große Erfolg 
der Unterschriftensammlung für das 
Bürgerbegehren, das von einer breiten 
Initiative, darunter auch von AUF Wit-
ten, getragen wurde:  

Obwohl 4.861 Unterschriften gereicht 
hätten, unterschrieben 12.046 Witte-
ner gegen den Verkauf des Büche-
reigebäudes. 

Erst unter diesem Druck zog die 
Bürgermeisterin ihren Antrag zu-
rück, in der Ratssitzung am 31.1.2011 
das Bürgerbegehren für unzulässig 
erklären zu lassen. Die Durchführung 
eines Bürgerentscheides wurde den-
noch hintertrieben, zuerst mit der 
Methode der Bürgerwerkstatt, danach 
mit der Unzulässigkeitserklärung der 
Kommunalaufsicht. 

Rat knickt einRat knickt einRat knickt einRat knickt ein    

Gegen die Stimmen von Ratsmitglied 
Achim Czylwick (AUF Witten) und 
des fraktionslosen Hans-Peter Skotar-
zik knickte der Rat vor der Kommu-
nalaufsicht ein und nahm den eigenen 
Beschluss für einen Bürgerentscheid 
wieder zurück. 

Lieber werden Verträge mit dem 
Bürger gebrochen, als mit ihnen zu-
sammen demokratische Rechte gegen 
die Kommunalaufsicht zu verteidigen. 

Schon der Text des abgelehnten Bür-

gerentscheides, nur noch über den 
Umzug der Bücherei ins Museum ab-
stimmen zu lassen, ist angesichts der 
bekanntgewordenen Fakten ein schwer 
zu verstehender Abstrich von der ur-
sprünglichen Forderung durch die 
Bürgerinitiative. 

Fortlaufend wurden Fakten ge-
schaffen, die den Verkauf des Ge-
bäudes voranbringen.  

Das momentan noch gültige Angebot 
des einzigen Kaufinteressenten bringt 
nach Abzug der auf dem Gebäude las-
tenden Schulden von 350.000 € gerade 
mal noch 200.000 €. Für ein Grund-
stück dieser Größenordnung und in 
Premium-Lage ein Skandal. 

SchlussfolgerungenSchlussfolgerungenSchlussfolgerungenSchlussfolgerungen    

• Die Politik des kommunalen Aus-
verkaufs wird gegen die Interessen der 
Bevölkerung durchgesetzt. 

• Das Recht auf Bürgerentscheid ist 
unverzichtbar und kann nicht mit der 
Kommunalaufsicht verhandelt werden. 

• Das Kulturforum muss zurück in 
die volle Zuständigkeit des Rates. 

• Der Widerstand gegen den Aus-
verkauf kommunalen Vermögens 
steht weiterhin auf der Tagesord-
nung. 

• Es werden nur so viele Rechte zu-
gestanden, wie sie durch Aktionen 
außerhalb des Rathauses erkämpft 
werden, mit Demonstrationen, Protes-
ten usw. 

Wir in AUF Witten handeln deshalb 
nach der Devise: Um uns selbst 
müssen wir uns selber küm-
mern!  

 

Der eine wartet, 
dass die Zeit 
sich wandelt. 

Der andere packt 
sie kräftig an 
und handelt. 

 
Johann Wolfgang von Goethe 

Dagegen hilft nur Druck von unten:  
mit Unterschriften und vor allem mit kämpferi-
schen Aktionen 



 

Umwelt-AG von AUF Witten – nächster Treff am 24.04.13 um 18.30 Uhr  Ort erfragen bei Herbert Schlüter ����68426 
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    Doha Doha Doha Doha ––––    ZeugnisZeugnisZeugnisZeugnis einer  einer  einer  einer     
gescheiterten Umweltpolitikgescheiterten Umweltpolitikgescheiterten Umweltpolitikgescheiterten Umweltpolitik    
von Diana Vöhringer – Mitglied in der Umwelt-AG von AUF Witten 

Am Samstag, den 1.12.2012 führten, wie in vielen Städten in Deutschland, verschiedene 
Organisationen in der Wittener Innenstadt eine Kundgebung durch unter dem Motto 
„Rettet die Umwelt vor der Profitgier“. Anlass war der UN-Klimagipfel, der in Doha (Saudi 
Arabien) stattfand, begleitet von weltweiten Protesten der kämpferischen Umweltbewe-
gung, die sich von diesen Klimakonferenzen nichts mehr erwartet. 
 

OffenbarungOffenbarungOffenbarungOffenbarungsssseideideideid    
Einziges Ergebnis dieser Konferenz 

ist eine Verlängerung des völlig un-
zureichenden Kyoto-Protokolls bis 
2020. Schon bisher war die Umsetzung 
eine einzige Farce. Von 1992 bis 2011 
stieg der CO2-Ausstoß um 20 Prozent 
auf mittlerweile 34 Milliarden Ton-
nen. Allein im Jahr 2012 gab es 19 
tropische Wirbelstürme im Nordatlantik 
aufgrund der gestiegenen Temperatur. 

Der Doha-"Kompromiss" sieht eine 
weitere Aushöhlung des Kyoto-
Abkommens vor. 

An Kyoto II werden sich nur noch 
Länder beteiligen, deren CO2-
Emissionen zusammengenommen 15 
Prozent des weltweiten Ausstoßes 
betragen.  

Vollends pervers sind die Vereinba-
rungen zu sogenannten "Hot Air"-
Ländern, die in der ersten Phase der 
Geltungsdauer des Kyoto-Protokolls 
Emissionsrechte "gespart" haben, z.B. 
durch Produktionsrückgang in der 

Weltwirtschaftskrise. Diese dürfen ihre 
Rechte in die neue Periode übertragen 
und noch über 2020 hinaus verkaufen! 

Laut der Zeitung „Die Welt“ habe die 
"Weltgemeinschaft" in Doha über Kli-
maschutz verhandelt und habe wenig 
erreicht.“ Nein, es war nicht die 
"Weltgemeinschaft", die hier einen 
Offenbarungseid über die Zukunft 
der Menschheit auf dem Planeten 
Erde geleistet hat!  

Die überwältigende Mehrheit der 
Weltbevölkerung saß nicht am Ver-
handlungstisch in Doha. Dennoch wur-
den die Gegensätze zwischen den impe-
rialistischen und den abhängigen armen 
Ländern deutlich.  

Eine philippinische Delegation ergriff 
kurz vor Ende des Gipfels das Wort und 
berichtete, welche Verwüstung der 
Taifun "Bopah" zur gleichen Zeit an-
richtete:  

"Während wir sprechen, steigt die 
Zahl der Toten. Es gibt viel Zerstö-
rung. Telefon- und Stromleitungen 
sind ausgefallen, Hunderte Menschen 
werden vermisst, Hunderte liegen 
verschüttet unter Schlamm und Geröll. 
Wir weigern uns, das zu unserer neu-
en Lebensweise zu machen". 

LebensgrundlLebensgrundlLebensgrundlLebensgrundlaaaagengengengen    

bedrohtbedrohtbedrohtbedroht    
Nicht die "Weltgemeinschaft", son-

dern das allein herrschende internatio-
nale Finanzkapital kann gar nicht mehr 
anders, als ohne jede Rücksicht auf 
Mensch und Natur Raubbau an den 
natürlichen Ressourcen zu betreiben 
und die Lebensgrundlagen der 
Menschheit in Frage zu stellen.  

Doha unterstreicht eindringlich: jede 
Hoffnung, mit diesen Leuten gemein-
sam eine globale Umweltkatastrophe 
verhindern zu können, ist eine Illusion. 

Evo Morales, bolivianischer Präsident 
sagte bereits zum letzten Klimagipfel: 

„ Entweder es stirbt der Kapitalismus 
oder unsere Mutter Erde.“ 

neuer Gedaneuer Gedaneuer Gedaneuer Gedannnnkekekeke::::    

UmweltUmweltUmweltUmwelt----

gewergewergewergewerkkkkschaftschaftschaftschaft    
Es ist nur konsequent, sich jetzt im 

Kampf gegen die globale Umweltka-
tastrophe international zusammen zu 
schließen und in jedem Land Organisa-
tionsformen des Zusammenschlusses zu 
entwickeln, die verbindlich, überpartei-
lich zusammenarbeiten und sich inter-
national ausrichten. 

Deshalb finde ich den Gedanken un-
terstützenswert, eine Umweltgewerk-
schaft zu gründen, in der sich nicht nur 
Arbeiter organisieren, sondern alle 
Menschen ihren Platz finden, die unsere 
Lebensgrundlagen erhalten wollen. 
(siehe auch www.Umweltgewerkschaft.com) 

Die bisherige Umweltbewegung hat 
viel geleistet, aber jetzt sind Proteste 
weltweit gegen die internationalen 
Verursacher der Umweltkatastrophe 
erforderlich. 

Wir sollten uns nicht an verschiede-
nen Fronten der Umweltarbeit zer-
splittern, sondern die Kräfte zusam-
menschließen, gegen einen gemein-
samen Gegner. 

 
Wenn der Mensch nicht 

über das nachdenkt, 
was in ferner Zukunft liegt, 

wird er das schon in 
naher Zukunft bereuen. 

 
Konfuzius 

Susanne Richter – pixelio.de 



Seite 4     www.AUF-Witten.de  Witten im AUFbruch Nr. 1/2013 

 

 

ZuschriftenZuschriftenZuschriftenZuschriften    
(Leserbriefe müssen nicht der Meinung der Redaktion entsprechen)(Leserbriefe müssen nicht der Meinung der Redaktion entsprechen)(Leserbriefe müssen nicht der Meinung der Redaktion entsprechen)(Leserbriefe müssen nicht der Meinung der Redaktion entsprechen)    

 

„Tabuloses Sparen“?„Tabuloses Sparen“?„Tabuloses Sparen“?„Tabuloses Sparen“?    
(aus einem Schreiben vom 
07.01.13 an alle Ratsfraktionen 
und fraktionslose Ratsmitglieder 
sowie an die örtliche Presse –
leicht gekürzt, Hervorhebungen 
durch Redaktion) 

Die Berichterstattungen der Wittener 
Tageszeitungen über die sich drama-
tisch entwickelnde Haushaltssituation 
der Stadt und eine „nicht-öffentliche 
Liste des tabulosen Sparens“ lassen 
erahnen, was uns BürgerInnen noch 
droht. Danach ist davon auszugehen, 
dass neben den zu befürchtenden 
weiteren monetären Daumenschrau-
ben insbesondere die öffentliche Inf-
rastruktur und Dienstleistung hier-
von immer mehr betroffen sein wer-
den. 

Öffentliches Wehklagen einzelner Po-
litiker zu Zeiten des Vorwahlkampfes 
ist dabei daher nicht mehr als Populis-
mus. Für die Mitglieder des Rates und 
der Verwaltung der Stadt dürfte diese 
Haushaltsentwicklung im Grundsatz 
nicht neu sein. Bereits seit etlichen Jah-
ren zeichnete sich eine Entwicklung für 
die Kommunen und damit auch für 
Witten ab, die den kommunalen Ges-

taltungsrahmen immer mehr einengt 
und zugleich die Plattform der de-
mokratischen Selbstbestimmung, die 
Städte und Kommunen, mehr und 
mehr aushöhlt. 

Dass damit auch Infrastruktureinrich-
tungen und Leistungen vor Ort, in den 
Stadtteilen dem Rotstift zum Opfer 
fallen, wie z. B. Schulen (Grundschule, 
Gesamtschule Hardenstein?), öffentli-
che Gebäude wie Haus Witten, Bahn-
hof, Haus Herbede?, Bücherei?, Stadt-
teilbüchereien, Sportplätze, und Abbau 
städt. Leistungen, kann eigentlich nicht 
verwundern. 

Das Ende dieser „Fahnenstange“ 
dürfte noch nicht erreicht sein, was 
kommt morgen? Schließung/Verkauf 
der öffentlichen Bäder, der Kulturein-
richtungen, Einsparungen bei der VHS, 
Musikschule, Ausdünnung des ÖPNV-
Netzes, weitere Instandhaltungs-
einsparungen bei Straßen, Plätzen, 
Grünanlagen?  

Das, was inzwischen abgebaut wurde 
und sich weiterhin allmählich abzeich-
net, hätte bereits vor Jahren öffentlich 
diskutiert werden müssen und nicht 
nach Salamitaktik, mehr oder weniger 
häppchenweise, den BürgerInnen ver-
abreicht werden dürfen. 

Hier brauchen wir dringend einen 
anderen Umgang mit uns BürgerIn-
nen, einen anderen Politikstil und 
endlich eine öffentliche Diskussion 
des Haushalts inkl. entsprechender 
Beteiligungsverfahren.  

Weiterhin stellt sich die Frage nach 
der Einnahmesituation der Stadt. Was 
haben Rat und Verwaltung unternom-
men, um z. B. die Einnahmesituation 
durch Verkauf städt. Liegenschaften zu 
optimieren, oder konkreter: 

Warum erfolgte der Verkauf städt. 
Liegenschaften, zu mindestens anteilig, 
ohne öffentliche Ausschreibungen? 

Warum wurden beispielsweise die 
Verkäufe der Sportplätze Stockum 
und Heven sowie der Feuerwache 
Bommern nicht öffentlich ausge-
schrieben, sondern in allen Fällen an 
den gleichen Investor veräußert?  

Warum wurde der Erwerb eines 
privaten Grundstücks im Gerber-
viertel durch den gleichen Investor 
nicht durch Ausübung des gesetzli-
chen Vorkaufsrechts oder anderer 
Maßnahmen unterbunden? Die jetzt 
vorgenommene öffentliche Aus-
schreibung der städt. Flächen in die-
sem Viertel ist vor diesem Hinter-
grund eine Farce und möglicherweise 
rechtlich fragwürdig. 

Gerade bei vorgesehenen Einzelhan-
delsnutzungen wären Einnahmesteige-
rungen durch Konkurrenzangebote 
möglich und auch wahrscheinlich ge-
wesen. Dies auch vor dem Hintergrund, 
dass Einzelhandelsprojekte an soge-
nannten nicht-integrierten Standorten 
zunehmend reglementiert, d.h. auch 
ausgeschlossen werden, hier insbeson-
dere Lebensmittelmärkte. Vermutlich 
hätten die genannten Standorte bei einer 
(kompletten) öffentlichen Ausschrei-
bung deutlich höhere Verkaufseinnah-
men erzielt, in der Summe möglicher-
weise im Millionen-Euro Bereich. 

Bürgerinitiative aus Herbede 
unterzeichnet von 6 Mitgliedern 

 

Photo: Rainer S turm -pixelio.de  
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Nachbetrachtung imNachbetrachtung imNachbetrachtung imNachbetrachtung im    
Stockumer AsbestStockumer AsbestStockumer AsbestStockumer Asbest----    
skandalskandalskandalskandal    
(Red.) Nachdem unsere Zeitung in den 
letzten zwei Ausgaben über den un-
sachgemäßen und gesundheitsgefähr-
denden Abriss von Asbest-
Zementplatten der ehemaligen Wellers-
hoff-Hallen im Rosenthalring in Witten-
Stockum berichtet hatte, hat sich einiges 
getan. 

Nicht aber, wie der Leser vermuten 
könnte, seitens der städtischen Bau-
aufsicht oder der übergeordneten 
Bezirksregierung. Schon gar nicht 
von der Stadtverwaltung, die Rats-
mitglied Achim Czylwick auf seine 
beiden Anfragen lediglich mitteilte, 
dass keine Umwelt-Verstöße vorlägen, 
weil man bei mehrfachen Kontrollen 
niemanden auf der Baustelle angetrof-
fen hätte. Erstaunlicherweise aber 
trugen die Arbeiter nach der zweiten 
„ergebnislosen“ Kontrolle bereits 
Schutzkleidung. 

Sie können die Artikel bzw. die 
Zeitungen Witten im AUFBruch Nr. 
3/2012 und 4/2012 auch ansehen bzw. 
runterladen im Download-Bereich 
von www.auf-witten.de 

Wir hatten ja bereits dazu aufgerufen, 
vermehrte Wachsamkeit an den Tag zu 
legen, da der Abriss der zweiten Halle 
mit über 2.000 m2 Asbest-Dach-Fläche 

noch bevorstünde. 

Dazu erhielten wir folgenden Brief 
am 24.01.13: 

SchuldeingeständnisSchuldeingeständnisSchuldeingeständnisSchuldeingeständnis????    
Zwischenzeitlich werden die restlichen 

Hallen seit ca. 2 Wochen abgerissen. 
Die Arbeiten macht jetzt eine andere 
Firma. Die Dächer werden wohl von 
innen abgedeckt und die Arbeiter 
haben alle Schutzanzüge an.  

Ebenso werden die Platten in Tüten 
verpackt. Ich kann es leider von meiner 
Sicht aus nicht fotografieren. Wenn ich 
nachmittags da vorbeigehe, haben die 
Leute schon Feierabend. Ist das als 
Schuldeingeständnis zu verstehen? 

Mit freundlichen Grüssen 

K.K Witten 
 

Anmerkung der Redaktion: 

Nach diesem Brief sind wir sofort zur 
Baustelle gefahren und konnten unten-
stehendes Bild machen. Die neu beauf-
tragte Firma demontiert die Asbest-
Platten mittels Hubsteiger, so können 
sie ohne Bruchgefahr zu Boden ge-
bracht und fachgerecht verpackt wer-
den, hoffentlich werden sie auch ent-
sprechend entsorgt. 

Das Verhalten der Stadt-
Verwaltung in Umweltfragen be-
schrieben wir schon vor einigen Jahren: 

Ignorieren, Verschweigen, Vertu-
schen. 
 

StadtbStadtbStadtbStadtbüüüüchereichereichereicherei    
Als langjähriger und ausgiebiger Nut-

zer der Wittener Stadtbücherei macht 
einen das große Diskutieren um einen 
jetzt wohl rechtlich doch nicht mögli-
chen Bürgerentscheid zu ihrem Umzug 
schon sehr stutzig, wenn man gleichzei-
tig sieht, wie sehr das reine Angebot 
an Medien schon zusammenge-
schmolzen wurde und nicht mehr alle 
Räume zur Verfügung stehen. 

Man fühlt sich vielmehr an die heute 
leider auch in dieser Stadt schon ver-
folgte Taktik der regierenden Politik 
erinnert, Probleme vordergründig groß 
und breit diskutieren zu wollen, um im 
Hintergrund bereits Fakten zu schaf-
fen, die sogar zum Teil noch über das 
Diskutierte hinausgehen.  

So soll der Stadt vom Angebot zum 
Kauf des Gebäudes von ganzen 550.000 
Euro aufgrund einer laufenden Hypo-
thek nur ein kläglicher Rest von 
200.000 Euro übrig bleiben. 

Dieser Preis scheint uns gerade auch 
mit Blick auf die hervorragende Lage 
alleine des Grundstückes als gerade zu 
hanebüchen, wird jedoch mit Sicherheit 
trotzdem bestimmt von unseren, um 
alles in der Welt um ihren ja selbst 
verbockten Haushalt bemühten Politi-
kern als Tropfen auf den glühenden 
Stein ihres Haushaltslochs benutzt.  

R.S. Witten 
 
 

 

Abriss der ehemaligen Welle rshoff -Hallen in Stockum am Rosenthalring , 
Endphase. Ganz rechts der Hubsteiger, mit dessen Hilfe die Platten ohne 
Bruchgefahr abgenommen und abtransportiert werden können.  

Eigenes Photo vom 25.1.2013 

Fortsetzung  Zuschriften  

 

Courage ist gut, 
aber Ausdauer 

ist besser 
 
 

Theodor Fontane 
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StadtentwicklungStadtentwicklungStadtentwicklungStadtentwicklung    ––––        
Ein Blick auf die Zukunft WittensEin Blick auf die Zukunft WittensEin Blick auf die Zukunft WittensEin Blick auf die Zukunft Wittens ( ( ( (4444))))    
Von René Schlüter – Mitglied im Vorstand von AUF Witten 

Zunächst ein kurzer Rückblick auf das im AUFbruch Nr. 4/2012 zuletzt geschriebe-
ne: Wir hatten das vorliegende Stadtentwicklungskonzept als sinnentleert bezeichnet, 
da eine ernsthafte Stadtentwicklung ohne die Bürger ganz einfach nicht zielführend 
sein kann. Dennoch wollen wir weiter verfolgen, zu welchen Schlüssen man im vorlie-
genden grundlagenberaubtem Konzept gelangt. Wir verließen die Betrachtung und 
Zusammenfassung des Stadtentwicklungskonzept Unser Witten 2020 mit den von 
den städtischen Planern ausgearbeiteten Leitlinien. 

Leitlinien von Leitlinien von Leitlinien von Leitlinien von     

UUUUnnnnser Witten 2020ser Witten 2020ser Witten 2020ser Witten 2020    

Zum besseren Verständnis sind diese 
hier nochmals aufgeführt: 

1. Der traditionsreiche 
Industriestandort mit hohem 
Entwicklungspotenzial, 

2. die grüne Stadt an der Ruhr, 

3. Die soziale und gesunde Stadt. 
Eine lebenslange Perspektive, 

4. Der attraktive Wohnstandort in 
zentraler Lage im mittleren 
Ruhrgebiet, 

5. Die sport- und 
bewegungsfreudige Stadt, 

6. Die Stadt der Kulturen und 

7. Die individuelle und kompakte 
Einkaufsstadt. 

Die sehr im Bereich von Allgemein-
plätzen gehaltene Spezifikation der 
einzelnen Leitlinien wird nun in Ver-
bindung mit dem räumlichen Leitbild 
gebracht. Im Rahmen des räumlichen 
Leitbildes „Eine starke Mitte und die 
Vielfalt lebenswerter Stadtteile“ sol-
len die einzelnen erarbeiteten Leitli-
nien der Stadtentwicklung anhand von 
Karten zu z.B. Wittens Lage im Ruhr-
gebiet, Gewerbe und Siedlungsstruk-
turen, Zentren und Freiräumen und 
Verkehr in Verbindung zur räumli-
chen Entwicklung der Gesamtstadt 
Witten gesetzt werden. 

Weiterführend werden nun noch 
durch Profile der einzelnen Wittener 
Stadtteile deren jeweiliger Charakter 
und ihre besonderen Merkmale und 
vorhandene Probleme skizziert. Hier-
aus wurden nun Masterpläne mit 
Handlungsempfehlungen für die 
jeweiligen Leitlinien entwickelt. 

„„„„HandlungsempfeHandlungsempfeHandlungsempfeHandlungsempfeh-h-h-h-

lungenlungenlungenlungen“ “ “ “ ............    

Die aufgeführten Handlungsempfeh-
lungen beziehen sich auf: 

Wohnen, Wirtschaft und Wissen-
schaft, Freiraum, Einzelhandel, 
Soziales und gesunde Stadt, Verkehr 
und Mobilität, Stadtbaukultur, Tou-
rismus und Sport.   

Wir beginnen auszugsweise mit ein-
zelnen dieser Handlungsempfehlun-
gen und setzen sie in Relation zur 
aktuellen Lage in Witten und unseren 
Ansichten als AUF Witten. 

Zu Beginn der Handlungsempfeh-
lung Stadtverträglicher Verkehr und 
Mobilität wird Mobilität als Grundla-
ge der Entwicklung unserer Industrie-
gesellschaft und eine funktionsfähige 
Verkehrsinfrastruktur als Vorausset-
zung für die Entwicklung einer Stadt 
bezeichnet.  

Ebenso wird auf die Abstimmung 
von Verkehrsinfrastruktur und Sied-
lungsstruktur (Immissionen des moto-
risierten Verkehrs) hingewiesen. 

Soweit so gut, doch schon als nächs-
tes erfolgt ein mit den hohen Kosten 
für Ausbau und Unterhalt des Stra-
ßennetzes und den Betrieb des öf-
fentlichen Verkehrs begründeter 
Zwang zur Wirtschaftlichkeit aller 
Lösungen. 

Auch hier unsererseits noch kein 
Widerspruch, wenn als nächstes je-
doch wieder gleich die Berücksichti-
gung des städtischen Haushalts 
genannt wird, ist es aber wirklich 
langsam zu viel. 

Planung ins Blaue     Mathias Bozek-pixelio.de 
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...Haushaltsbedingt?...Haushaltsbedingt?...Haushaltsbedingt?...Haushaltsbedingt?    

Besonders, wenn auch noch versucht 
wird, anhand von immer weiter zu-
sammengestrichenen Straßenbau-
maßnahmen und damit Investitionen 
in den Verkehrsplanungen von 1966 
über 1979 bis 1994, eine historische 
Argumentationslinie für heute kaum 
noch mögliche Neuinvestitionen aufzu-
bauen. 

Im weiteren Verlauf werden immer 
noch sehr allgemeine Prognosen zum 
Verkehrsaufkommen gemacht und ver-
kehrspolitische Ziele aufgestellt. Wirk-
lich interessant wird es erst wieder unter 
dem Punkt Straßenverkehr. 

Hier wird nämlich von einer Verbesse-
rung der Leistungsfähigkeit des Stra-
ßennetzes durch z.B. die Einrichtung 
von durchaus sinnvollen Kreisverkeh-
ren an mehreren Wittener Kreuzungen 
gesprochen. Über den maroden Zu-
stand der Straßen selbst wird jedoch 
kein Wort verloren . 

Wie sollen die Kreisverkehre aber zu 
einer Verbesserung führen, wenn 
gleichzeitig der immer noch schlechter 
werdende Zustand der Wittener Straßen 
ihre Leistungsfähigkeit weiter und wei-
ter hemmt? 

Stattdessen nimmt man die Haus-
haltslage als Gegenargument, obwohl 
eine ordentliche Sanierung der Stra-
ßen diese erheblich verbessern könn-
te. 

Außerdem fällt auf, dass im Wittener 
Straßennetz auch von unseren Stadt-
entwicklungsplanern ein Schwachpunkt 
gesehen wird - nämlich eine fehlende  
Nord-Süd-Achse im Stadtteil Annen, 
deren Lösung man aber mit städtebauli-
chen und ...( Tusch!) finanziellen Grün-
den auf die Zukunft verschiebt bzw. 
ganz ad acta legt. 

Fehlender WeiFehlender WeiFehlender WeiFehlender Weittttblickblickblickblick    

Als nächstes wird sich im vorliegen-
den Stadtentwicklungskonzept Unser 
Witten 2020 mit dem sogenannten 
nicht-motorisiertem Verkehr und hier 
im Besonderen mit dem Radverkehr 
auseinander gesetzt. Es wird die Länge 
des Wittener Radwegenetzes aufgeführt 
und gerade auch die Wichtigkeit des 
Radindividual- und Freizeitverkehres 
betont. Auch hier wird das Ziel einer 
weiteren Verbesserung ausgegeben. 

Analog zum Straßenverkehr fehlt 
auch hier jeder Blick für bestehende 
Probleme. Fehlende Radwege an 
Hauptverkehrsstraßen werden gar nicht 
erwähnt, wie z.B. an Ardey-, Pferde-
bach-, Ruhr- und Dortmunder Straße. 
Auffällig auch die schlechte Radwege-
führung in vielen Straßenkreuzungsbe-
reichen, besonders die Führung des Rad-
verkehrs im neuen Busbahnhofbereich. 

Die mit Vier minus aktuell schlechte 
Benotung des Radwegenetzes ist sicher 
kein Zeichen für eine gute Stadt- und 
Verkehrsplanung und damit auch nicht 
für ein gutes Stadtentwicklungskonzept. 

Zur Verbesserung der Entwicklungs-
chancen der Stadtteile Annen und He-
ven wurden nun übergreifende Ver-
kehrskonzepte für die Stadtteilrahmen-
pläne ausgearbeitet. Als Sonderschwer-
punkte wurden deshalb die Bahnque-
rung Annen und ein funktionsgerech-
tes Straßennetz Heven ausgearbeitet. 

Aufgrund persönlicher Erfahrung zum 
Thema möchten wir uns nun mit der 
Bahnquerung Annen auseinandersetzen. 

Dieser Bahnübergang ist eine der 
Hauptursachen für die großen Staus im 
Annener Zentrum, die mit der gegen-
wärtigen Schrankenschaltung der Deut-
schen Bahn noch verschärft wird. Das 
Problem soll mit einer neuen Straßen-
führung behoben werden. während die 
Deutsche Bahn verschont. 

Im weiteren Verlauf wird dann jedoch 
wieder nur von der Vorbereitung von 
kurzfristigen Maßnahmen zur Milde-
rung des Problems gesprochen. Mittel- 
und langfristig spricht man von unter 
anderem von einer Ostverbindung zur 

Verkehrsentlastung oder sogar von ei-
ner Bahnunterfahrung in Verlängerung 
der Märkischen Straße. 

Als Resümee wird auf eine Entschei-
dung erst in der Zukunft verwiesen und 
dieses Thema mit dem Satz beendet: 

"Bis dahin wird im Flächennut-
zungsplan die Stockumer Straße in ih-
rer heutigen Trassenführung als 
Hauptverkehrsstraße ausgewiesen." 

Der Bahnübergang in Annen ist nun 
wirklich kein ganz neuer Engpass für 
die Leistungsfähigkeit unseres Ver-
kehrsnetzes. Interessanterweise dient 
nämlich eben jene Stockumer Straße 
mit ihrem Bahnübergang zur Zeit als 
Ersatz für eine fehlende Nord-Süd-
Achse auch noch als Hauptverkehrs-
straße. 

Im langfristigen Ansatz eines Stadt-
entwicklungskonzeptes würde man 
sich jedoch nicht nur Planungen son-
dern vor allem Lösungen für altbe-
kannte Probleme wünschen. 

Der Blick von Rat und Verwaltung 
scheint selbst bei so wichtigen (Zu-
kunfts-)Themen wie der Stadtent-
wicklung nicht etwa auf die Lösung 
von Problemen oder gar Innovatio-
nen gerichtet, sondern vielmehr so-
gar hier nur auf die Milderung ihres 
Haushaltsdefizits. 

Eine derartige Politik wird nicht die 
Probleme lösen, sondern verschärfen. 
Probleme kann man nicht mit der 
Denkweise lösen, mit der sie geschaf-
fen wurden. Deshalb brauchen wir 
eine alternative Politik getreu unse-
rem Motto: Um uns selbst müssen 
wir uns selber kümmern! 

Nadelöhr Bahnübergang Annen – was wurde da schon alles „g eplant “!  
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Beteiligung der Stadtwerke Beteiligung der Stadtwerke Beteiligung der Stadtwerke Beteiligung der Stadtwerke     
am Kohlekraftwerkneubau Lünenam Kohlekraftwerkneubau Lünenam Kohlekraftwerkneubau Lünenam Kohlekraftwerkneubau Lünen    

Fiasko noch GrösserFiasko noch GrösserFiasko noch GrösserFiasko noch Grösser        
Redaktion in Zusammenarbeit mit Thomas Matthée (BI Kontra-Kohle-Kraftwerk Lünen) 

Nach einem Artikel der Ruhrnachrichten vom 31.08.2012 „Gesellschafter zahlen drauf“, 
ist der Verlust aus der Beteiligung am Kohlekraftwerksneubau in Lünen um so größer, 
je größer der Anteil eines Gesellschafters ist, und zwar über 21 Jahre! Das veranlasste 
Ratsmitglied Achim Czylwick (AUF Witten) Anfang November 2012 zur folgenden An-
frage an die Bürgermeisterin als Stadtoberhaupt und Aufsichtsratsvorsitzende der 
Stadtwerke: 
 

Vier FragenVier FragenVier FragenVier Fragen    
�  Wie hoch ist der Anteil der Stadt-
werke Witten an dem TRIANEL-
Kohlekraftwerk? 

�  Gibt es ähnlich den Stadtwerken 
Lünen bilanzielle Rückstellungen für 
zu erwartende Verluste und wie hoch 
sind diese? 

�  Wie sollen diese Rückstellungen, 
d.h. Verluste, gegenfinanziert werden? 

�  Welche Auswirkungen auf die 
Haushaltskonsolidierung werden er-
wartet, die ja mit Stadtwerke-
Überschuss-Einnahmen rechnet? 

Auf diese eindeutigen Fragen hat 
die Bürgermeisterin bis heute nicht 
reagiert! 

Keine AnKeine AnKeine AnKeine Anttttwort ist wort ist wort ist wort ist 
auch eauch eauch eauch eiiiinenenene    
Natürlich werden wir uns mit dieser 

Missachtung der Rechte von Ratsmit-

gliedern nicht abfinden.  

Denn es geht ja nicht darum, die per-
sönliche Neugier von Achim Czylwick 
zu befriedigen, sondern dieser hat mit 
seiner Kandidatur und Wahl durch 
Wittener Wähler die Verpflichtung 
übernommen, für Transparenz in 
allen die Wittener Einwohner betref-
fenden Angelegenheiten zu sorgen 
und aktiv für ihre Interessen einzu-
treten. 

Es ist doch wohl unstrittig, dass die 
Versorgung mit kostengünstiger und 
gleichzeitig umweltgerechter Energie 
zu diesem Bereich gehört. Mit ihrem 
Verhalten dokumentiert die Bürger-
meisterin, dass sie das anders sieht.  

In der Vergangenheit wurden Fragen 
unseres Ratsmitglieds zur Geschäftspo-
litik der Stadtwerke mit der Begrün-
dung abgewimmelt, wegen der Rechts-
form der GmbH hätte er als Ratsmit-
glied keine anderen Rechte als jeder 
andere Bürger auch – im Klartext keine! 
Die Geschäftsführung der Stadtwerke 

unterliege ausschließlich der Kontrolle 
des Aufsichtsrates.  

Nach unserer Erfahrung nickt der alles 
ab, was die Geschäftsleitung vorhat und 
sieht wohl seine Haupttätigkeit darin, 
kritische Nachfragen zu verhindern. 

FlensburgFlensburgFlensburgFlensburger Beteer Beteer Beteer Betei-i-i-i-
ligung geplatztligung geplatztligung geplatztligung geplatzt    
Bisher war das auch in Flensburg 

nicht anders, bis ein neuer Geschäfts-
führer ans Ruder kam, dem auffiel, dass 
eine Reihe von Beteiligungen der 
Flensburger Stadtwerke finanzielle 
Abenteuer ohne Limit darstellen. 

Das hatte Konsequenzen, vor allem für 
die Beteiligung am TRIANEL-
Kohlekraftwerk in Lünen, zu dem An-
fang November die Bürgermeisterin 
von AUF Witten befragt worden war. 

Am 3.1.2013 wurde bekannt, dass ei-
ner der 50 Gesellschafter des Kohle-
kraftwerks Lünen, die Flensburger 
Förde Energiegesellschaft (FFE), pleite 
gegangen sei, wobei die FFE den 
Flensburger Stadtwerken gehört.  

In einer außerordentlichen Aufsichts-
ratssitzung im Dezember 2012 war für 
die Flensburger Stadtwerke beschlossen 
worden, „keine zusätzlichen Mittel in 
die FFE nachzuschießen, um das sich 
abzeichnende Insolvenzszenario ab-
zuwenden“. 

Letztendlicher Auslöser der Insolvenz 
der FFE sei die Beteiligung am Tria-
nel Kohlekraftwerk Lünen  sowie ein 
Stromliefervertrag mit diesem Kraft-
werk: 

„Aus diesen vertraglichen Regelun-
gen kommen Verpflichtungen auf die 
FFE zu, die diese nicht mehr bedienen 
kann.“ 

Der Generator zur Stromerzeugung im Kohlekraftwerk 
Lünen ist schon in Betrieb, obwohl noch keine recht s-
kräftige Betriebsgenehmigung vorliegt 



 
 

Die obige Grafik der BI-Kontra-Kohlekraftwerk Lünen  zeigt die hohe Belastung der Region 
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Ewige KostenEwige KostenEwige KostenEwige Kosten    
Es ist für die Öffentlichkeit nicht unin-

teressant, dass auf diese Weise Details 
aus den TRIANEL-Verträgen zum 
Kohlekraftwerk Lünen zu Tage kom-
men, die ein kleines Licht darauf wer-
fen, was eigentlich hier mit dem Geld 
der Gebührenzahler angestellt wird. 

Die Gesellschafter, also auch die 
Stadtwerke Witten, haben sich vertrag-
lich verpflichtet, für zunächst 21 Jahre 
Strom zum Gestehungspreis abzu-
nehmen, zuzüglich Zins und Tilgung. 
Ist der aktuelle Marktpreis für Strom 
niedriger, zahlen die Gesellschafter des 
Kraftwerks drauf. Im August 2012 hat-
te Trianel-Sprecher Elmar Thyen er-
klärt, man gehe für 2014 bereits von 
einer solchen Situation aus. Es ist 
auch gar nicht absehbar, dass sich auf 
lange Sicht an dieser Situation etwas 
ändern wird, denn der Gestehungspreis 
einer Neuanlage ist immer höher, als 
der Marktpreis, den auch bereits abge-
schriebene oder hochsubventionierte 
Altanlagen beeinflussen. 

Wittener AnteilWittener AnteilWittener AnteilWittener Anteil    
Diese Kostenbelastung ist offensicht-

lich so hoch, dass die FFE aus Flens-
burg daran insolvent gegangen ist. 

Dabei beträgt der Anteil der FFE am 
TRIANEL-Kraftwerk Lünen nur 
2,1 Prozent. „Es tut mir für die ande-
ren Gesellschafter leid, dass sie unsere 
Belastungen nun wahrscheinlich mit-
tragen müssen“, sagte Maik Render, 
Geschäftsführer der Stadtwerke Flens-
burg. 

Deshalb war die Frage an die Bürger-
meisterin so wichtig, wie hoch der ge-
naue Anteil der Stadtwerke Witten am 
Lünener TRIANEL-Kraftwerk ist. 

Da sie nicht antwortet, bemühten wir 
die Geschäftsberichte, um annähernde 
Größenordnungen zu erhalten. 

Der größte Anteilseigner mit insge-
samt 25 Prozent ist die ewmr (Energie- 
und Wasserversorgung Mittleres Ruhr-
gebiet, Bochum), in der die Stadtwerke 
und Städte Bochum, Herne und Witten 
zusammengeschlossen sind. 

Die Stadt Witten ist mit ihren Töch-
tern zu 15,2 Prozent beteiligt. Also in 
einer Größenordnung von über 3 Pro-
zent, mehr als das Engagement der Plei-
te-FFE Flensburg. 

Wie hoch sich dieser Anteil auf den 
schon vorhandenen Schuldenberg aus-
wirkt, ist aber noch gar nicht absehbar. 

Ohne GenehmigungOhne GenehmigungOhne GenehmigungOhne Genehmigung    
Denn das Lüner Steinkohlekraftwerk 

gehört mit dem in Datteln zu den bei-
den, die aktuell keine Betriebsgenehmi-
gung haben. 

TRIANEL hatte am 02.12.2011 vom 
Oberverwaltungsgericht NRW den 
Vorbescheid laut Bundes-Immissions-
Schutz-Gesetz (BImSchG) für sein 
Kraftwerk in Lünen entzogen bekom-
men, und die Revisions-
Nichtzulassungsbeschwerde wurde vom 
Bundesverwaltungsgericht verworfen. 
Folglich musste TRIANEL ein neues 
BImSchG-Vorbescheidsverfahren bean-
tragen. 

Dazu schreibt der Landesverband 
NRW des BUND: 

„Das umstrittene 750 Megawatt-
Steinkohlekraftwerksprojekt im Lüner 
Stummhafen wird auch weiterhin nicht 
rechtskonform genehmigt werden kön-
nen. Dieses Fazit zieht der nordrhein-
westfälischen Landesverband des Bund 
für Umwelt und Naturschutz Deutsch-
land (BUND) als Ergebnis seiner insge-
samt mehrere hundert Seiten starken 
Einwendungen gegenüber den neuen 
immissionsschutzrechtlichen und was-
serrechtlichen Genehmigungsanträgen 
der Trianel Kohlekraftwerk Lünen 
GmbH und Co. KG (TKL) und des 
Stadtbetriebes Abwasserbeseitigung 
Lünen AöR (SAL).  

Auch der neue Anlauf, doch noch eine 
Genehmigung für das an diesem Stand-
ort hochproblematische Kraftwerk zu 
erhalten, ist ... zum Scheitern verur-
teilt.“ 

Thomas Matthée von der Bürgeriniti-
ative Kontra Kohlekraftwerk stellt fest, 
dass die Beteiligungen der TRIANEL 
insgesamt sehr fragwürdig sind. So 
weist er darauf hin, dass die Trianel 
Energie BV, die niederländische 
Stromhandelstochter von Trianel, eben-
falls Insolvenz angemeldet hat. 

Das Trianel Gas- und Dampfkraft-
werk (GuD) in Hamm macht Verluste 
in zweistelliger Millionenhöhe. 

Das Trianel-Abenteuer, in der Nordsee 
eine eigene Erdölförderung aufzubauen, 
wurden mittlerweile beendet. 

Es wäre fast ein Wunder, wenn die 
Beteiligung am Windpark in Borkum 
ohne Komplikationen ablaufen würde. 

Bei all diesen Beteiligungen haben die 
Stadtwerke bisher das Licht der Öffent-
lichkeit gescheut, dafür aber medien-
wirksam ihre angeblich ökologisch aus-
gerichtete Investitionstätigkeit hervor-
gehoben. Schaut man genauer hin, sieht 
die Wirklichkeit doch anders aus, von 
der traurigen Rolle des Aufsichtsrates 
unter Führung der Bürgermeisterin ganz 
zu schweigen. 

Unsere Forderung steht nach wie vor: 

Volle Transparenz über die Ge-
schäftspolitik und Preisgestaltung der 
Stadtwerke sowie Rechenschaftsle-
gung der Bürgermeisterin über ihre 
Tätigkeit im Aufsichtsrat der Stadt-
werke! 
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Internationaler Frauentag 

Gastbeitrag der Frauengruppe Courage e.V., Ortsgruppe Witten 

Am 8. März wird weltweit der internationale Frauentag begangen. Die 
kämpferische Frauenbewegung, zu der auch der Frauenverband Courage 
e.V. gehört, schaffte es in den letzten Jahren immer besser, Grenzen zwi-
schen den verschiedenen aktiven Frauen zu überwinden und einen Bogen zu 
schlagen von „Religion bis Revolution“, wie eine Dokumentation zum letzt-
jährigen, 10. frauenpolitischen Ratschlag betitelt ist. 
Das ist die besondere Stärke dieser neu erstarkten Bewegung, dass sie das 

Trennende beiseite schieben kann, indem sie das Gemeinsame betont. Wie 
nachfolgende Beiträge zeigen, ist auf dem Gebiet der Unterdrückung der Frau noch viel zu tun. 
AUF Witten hat auf seiner Jahreshauptversammlung am 27. Januar an das Finanzamt Wuppertal eine Protestnote ver-

abschiedet. Diese Behörde will Courage e.V. allein aufgrund seiner Nennung im Verfassungsschutzbericht NRW die Ge-
meinnützigkeit entziehen. Damit melden sowohl Finanzamt wie Verfassungsschutz NRW Zensurrechte und Herrschafts-
ansprüche wie im Mittelalter an, die ihnen keineswegs zustehen. Näheres auf der Homepage www.auf-witten.de 

 

„Herdprämie“„Herdprämie“„Herdprämie“„Herdprämie“    
Das von Familienministerin Kristi-

na Schröder geplante Betreuungsgeld 
– zu Recht „Herdprämie“ genannt – 
schlägt immer höhere Wellen.  
Es bedeutet dass Eltern, die ihre 

2jährigen Kinder nicht in einer öffentli-
chen KITA betreuen lassen, von Januar 
2013 an 100 Euro monatlich erhalten. 
2014 soll die Leistung auf 150 Euro er-
höht und auf Kinder mit 3 Jahren aus-
geweitet werden. ... „jeder soll sich die 
Erziehung aussuchen können, die er 
sich wünscht“ (Kristina Schröder) 

Für 2013 sind für das Betreuungsgeld 
400 Millionen Euro veranschlagt, für 
2014 sollen es 1,2 Milliarden sein! Auf 
der anderen Seite fehlen laut Berech-
nungen des Deutschen Jugendinstituts 
mindestens 260.000  Betreuungsplätze 
für Kinder unter 3 Jahren, auf die Eltern 
ab 1. August 2013 jedoch einen gesetz-
lichen Anspruch haben und die drin-
gend gebraucht werden. 

Da sieht es mit der sogenannten 

Wahlfreiheit ganz schlecht aus, wenn 
wir als Frauen arbeiten wollen und 
müssen und keinen Betreuungsplatz 
für unsere Kinder haben.  
Besonders empörend ist es, dass 

Hartz-IV-Betroffene das Betreuungs-
geld angerechnet bekämen und somit  
wieder ausgeschlossen wären. ... 

Frau Schröder gedachte mit dieser 
„Herdprämie“ wahrscheinlich mehrere 
Fliegen mit einer Klappe zu schlagen. 

Erstens sollten wohl konservative 
Wählerschichten für die CDU/CSU  
angesprochen werden. ... Vielleicht 
hofft sie auch, dass die drohende Kla-
gewelle durch den gesetzlichen An-
spruch auf die fehlenden KITA-
Betreuungsplätze für unter 3jährige 
nächstes Jahr abgemildert werden 
kann. Und drittens will sie weiterhin 
ihr rückständiges Familienbild mit 
dieser Pseudo-Wahlfreiheit festigen. 

Wissenschaftler warnen eindringlich 
vor dem Betreuungsgeld bzw. davor, 
wenn Kinder überwiegend nur zuhause, 
statt mit Gleichaltrigen zusammen sind. 

Die Förderung aller Kinder durch 
den mehrjährigen Besuch einer KI-
TA ist eine wichtige Voraussetzung, 
um frühzeitig herkunftsbedingte Un-
terschiede abzubauen. Kinder lernen 
in größeren Gemeinschaften viel mehr 
und können ihre sozialen Fähigkeiten 
besser entwickeln. Genau das wollen 
wir! 

Wir Courage-Frauen lehnen das 
Betreuungsgeld entschieden ab. Cou-
rage fordert den sofortigen Ausbau von 
qualifizierten und kostenlosen Betreu-

ungsplätzen für die Kleinen, mehr Per-
sonal in KITAS sowie mehr Anerken-
nung und bessere Bezahlung für die 
Frauen und Männer, die diese verant-
wortungsvolle Tätigkeit ausüben. Denn 
schließlich sind die Kinder unsere 
Zukunft! 

Gewalt an FraGewalt an FraGewalt an FraGewalt an Frauuuuenenenen    
Weltweit wird die Gewalt an Frauen 

und Mädchen, aber auch der alltägliche 
Sexismus immer offensichtlicher.  

Die brutale Vergewaltigung der Stu-
dentin in Indien, der Mord an den kur-
dischen Freiheitskämpferinnen in Paris 
und der erschütternde Vorgang in Köln, 
dass eine 25-jährige Frau nach dem 
traumatischen Erlebnis der Vergewalti-
gung statt sofortiger Hilfe von zwei ka-
tholischen Kliniken abgewiesen wurde.  

Aber weltweit wächst auch die Em-
pörung und der Widerstand gegen 
Gewalt an Frauen. In Deutschland ist 
nach dem Aufdecken der „Entgleisun-
gen“ von Brüderle eine heftige Debatte 
um den alltäglichen Sexismus entstan-
den, in den sich gerade auch die jungen 
Frauen einmischen. ... 

Jede 3. Frau weltweit erfährt in ih-
rem Leben Gewalt. 1 Milliarde Frau-
en sind betroffen. Die feministische 
Künstlerin Eve Ensler rief die Aktion 
„One Billion Rising“ ins Leben als di-
rekte Reaktion auf die Äußerung eines 
US-Politikers über „legitimate rape“ 
(rechtmäßige Vergewaltigung)… 

Nebenstehendes Bild „Sehnsucht nach 
Freiheit“ stammt von einer in Witten le-
benden Iranerin 
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Vortrag und Diskussion  
mit der Gewässerökologin Frau Dr. Margot Franken 

Wasser ist LebenWasser ist LebenWasser ist LebenWasser ist Leben    
Und wie wir damit umgehenUnd wie wir damit umgehenUnd wie wir damit umgehenUnd wie wir damit umgehen    

Freitag, 19.4. 2013 um 19 Uhr  
Aula des Ruhrgymnasiums Witten, Synagogenstraße 1 
 
 

Unsere Wasser-
Versorgung funktioniert: 
Wir öffnen den Wasserhahn und 

schon fließt reines, gesundes Wasser 
für alle Zwecke – zum Trinken, Ko-
chen, Waschen, Putzen, Toiletten-
spülen ... 

Halt! Brauchen wir das ei-
gentlich?  
Reines, hochwertig aufbereitetes 
Trinkwasser für die Toilette? 
Zum Putzen? 

Unsere Wasser-
Entsorgung funktioniert 
auch:  
Wir drücken auf den Knopf der 

Toilette, wir ziehen den Stöpsel in 
der Badewanne und schon ver-

schwindet das Schmutzwasser unter 
der Erde, gut vermischt mit reinem 
Trinkwasser. Eine Brühe, mit der 
niemand mehr etwas zu tun haben 
möchte.  

Aber wo geht das alles hin? Und 
wie teuer ist das? Unsere Wasser- 
und auch unsere Abwassergebüh-
ren steigen ständig. 

Siedlungs-
Wasserwirtschaft 
Unsere Siedlungswasserwirtschaft 

ist zentralisiert, genormt, funktio-
niert, und diese Art des Wasserma-
nagements hat sich seit dem 19. 
Jahrhundert von England aus zu-
nächst in Europa, dann weltweit 
verbreitet.  

Wir machen uns viel zuwenig Ge-
danken darüber, woher das gute 
Trinkwasser kommt und wie das 

Abwasser wieder gereinigt wird. 
Dafür haben wir ja die Kläranlagen. 

Doch welche Folgen hat das 
für die Flüsse, für den Grundwasser-
stand, für die natürlichen Wasser-
kreisläufe? Und welche Auswirkun-
gen hat das in Ländern, die weniger 
Wasser zur Verfügung haben als wir 
in Mitteleuropa? 

Gibt es vielleicht andere 
Möglichkeiten, andere 
Systeme? 
Systeme, die den natürlichen 

Kreisläufen besser angepasst sind? 
Die eventuell auch dem Klimawan-
del entgegenwirken? 

Es gibt sie, doch dazu 
müssen wir umdenken.  
Frau Dr. Franken möchte Ih-

nen diese Möglichkeiten vorstel-
len, anhand von vielen Beispielen 
aus Deutschland und anderen 
Ländern.  

Frau Dr. Franken hat sich jahr-
zehntelang mit der Frage des de-
zentralen Wassermanagements 
beschäftigt und damit, wie die lo-
kalen Wasserkreisläufe geschlos-
sen werden können. 

Wir freuen uns auf einen interes-
santen Vortrag und einen lebhaften 
Gedankenaustausch. In jeder Fra-
ge, aber besonders beim Lebens-
raum Wasser, sollte vorausschau-
end geplant werden und nicht erst, 
wenn es zu spät ist. 

Pflanzenkläranlage und Teich mit W asserumwälzung durch Sonne n-
energie für die Max-Schmeling-Halle am Prenzlauer Berg, Berlin 
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Keine VerhandlungenKeine VerhandlungenKeine VerhandlungenKeine Verhandlungen    mit Erpessern!mit Erpessern!mit Erpessern!mit Erpessern!    
von Achim Czylwick – Ratsmitglied (AUF Witten) 

Provokativ drohte Opelchef Steve Girsky in einem Brief vom 21. Januar 2013 an alle 
Opelbelegschaften in Deutschland: entweder sie verzichten auf 30 Prozent Lohn oder das 
Bochumer Werk wird von GM bereits 2014 geschlossen. Nicht nur der Streik im Dezem-
ber 2012, auch die Info-Veranstaltungen der Bochumer Früh- und Mittagsschicht am 1. 
Februar brachten mit ihrer Resolution unmissverständlich zum Ausdruck: 

„Keine Chance für die Erpresser – Wir bleiben bei unseren Forderungen“ 
 
Das war auch an den Vorstand der 

IG-Metall gerichtet.  Dieser und die 
Betriebsräte der übrigen Opelstandorte 
wollen sich aber der Erpressung beu-
gen. Diese Co-Manager wollen Bo-
chum opfern, um die Illusion zu 
schüren, dann sei Opel sicher. Das 
einzige sichere ist, dass so den Kolle-
gen in den Rücken gefallen wird. Statt 
gemeinsamem Kampf werden die Be-
legschaften gegeneinander ausgespielt. 

2004 erreichten die Opelaner in Bo-
chum mit ihrem selbständigen 7-Tage-
Streik, dass es die Auto-Produktion in 
Bochum in dieser Form überhaupt noch 
gibt. 

Die Konkurrenz um den enger wer-
denden Automarkt erhöht die Wirkung 
solcher Gegenmaßnahmen. Aber so 
ein Kampf will gut vorbereitet sein. 

Wir brauchen ein solches Signal! 
Auch angesichts von Entlassungen und 
Kurzarbeit beim Edelstahlwerk oder 
Bosch-Rexroth. Insgesamt sind 2013 
laut „Creditreform“ 350.000 Entlas-
sungen geplant! 

AUF Witten sieht sich als überparteili-
ches kommunalpolitisches Bündnis und 
getreu unserem Motto „Um uns selbst 
müssen wir uns selber kümmern“  zur 
unverbrüchlichen Solidarität herausge-
fordert. 

Auch wir verhandeln nicht mit Er-
pressern. Wir kennen diese Methoden. 
Bei jedem Haushaltsentwurf wird er-
presst: Entweder Zustimmung zur wei-
teren Umverteilung von unten nach 
oben oder es kommt noch schlimmer. 

Wer Erpressern nachgibt, folgt der 
Politik, Existenzen von Familien um 
des Profits willen zu zerstören, der 
Politik, Schulen zu schließen und Kin-
derspielplätze zu vermarkten, um die 
Banken mit kommunalen Geldern zu 
bedienen. 

Für uns von AUF Witten ist deshalb 
klar, die Kollegen von Opel in jeder 
Hinsicht zu unterstützen. 
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Besuchen Sie uns auch im Internet unter: www.auf-witten.de 

Termine zum Mitmachen, wir sehen uns! 
 

����  So. 3. März Fest der Sol idari tät  der Opelbelegschaft Rathausplatz Bochum 

����  8. März Internationaler Frauentag 

����  Sa. 9. März 13 h Fukushima Jahrestag vor Urananreic herungsanlage GRONAU 

����  Mo. 1. April Ostermarsch von Bochum-Werne nach Dort mund 

����  Fr, 19. April 19 h „Wasser ist Leben“, Vortrag u. D iskussion mit der Gewäs-
serökologin Frau Dr. Franke, Aula Ruhrgynasium, Synagogenstr. 1, Witten 

8 Gründe, warum Sie bei AUF Witten  Mitglied werden sollten! 

Weil es mit dem Wahlbündnis AUF Witten eine Alterna-
tive gibt in der Kommunalpolitik. 
Weil man als Mitglied die kämpferische Opposition 
sichtbar stärkt. 
Weil nur etwas ändern kann, wer selbst aktiv wird. 
Weil Sie mit AUF Witten etwas bewegen können und 
AUF mit Rat und Tat den Bürgern zur Seite steht. 

Weil Sie mithelfen, dass die alternative Politik von 
AUF Witten nicht mehr totgeschwiegen werden kann. 
Weil es bei AUF Witten spannend und lehrreich ist. 
Weil es bei AUF Witten um Solidarität geht und nicht 
um Polit-Karriere. 
Weil der Mitgliedsbeitrag so gering ist, dass niemand 
deshalb darauf verzichten muss. 
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